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In dem Rechtsstreit

veftreten durch die Etl*ldiesevertreten ffirr
- Klägerin und Berufungsbeklergto -

Prozqs s bevo I I m ä c hti gte.'.

Relch,tsanwälte Arens & Kordel, Stübelallee 55, 01309 Dresden,
Gz:.: [)390/13110

gegen

ll|| r,Gz'.'a-
vertreten durch d. Vorstand

- Beklragte und Berufungsklägr:rin -

PEr<Nsbevoilrnächtiglel
Rechisanwälte
0Inl

we€en Forderung

erliässt die 3. Zvilkammer des Landgerichts Dresdein dunch

Vorsilzenden Richter am Landgericht Dr. jur. Schmitt
Richtrerin am Landgericht Kremz
Rir:htrr:r am Landgericht lt/aier

am 01i.11.2013
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Die parteien werden darauf hingewiesen, dass die Kamrner beabsichtigt, die ein'Selegte

Berufung nach S 522 Abs.2 Satz 17PO zurückzuweis,en, dadieseohneAttssichtauf

Erfolg scheint und auch eine mÜndliche Verhandlung nicht geboten ist.

fu dem Hinweis kann die Berufungsklägerin blnnen zvrei Wochen Stellung nethmen.

Die Berufungskammer regt an, dass die Berufungsklägarin die Berufung innerhalb der

gesetzten Frist zur Vermeidung weiterar Verfahrenskcrsten zurÜcknimmt. Eine Rück-

nahme der Berufung vor Erlass eines Beschlusses n€lch S 522 zPo würde zu einer

Gebü h renerm ä ßig un g nach GKG- KM'lr. 1 222 f Ühr en -

Gründe:

Nach einhelliger Agffassung der Berufungskamrner fst die eingelegte Berufung der Beklagten

ol-rne Erfolgsaussicht. Hierzu ist im Einzelnen Folgendes auszltführen;

1'AusderArr|ageK2ergibtsich,dassÜbeiderK|ägerineinErsatzfahrz:eugan-
g,r:mietet hatte, Anlage K 1 lässt erkennen, dass dle Ehefrau uon f dessen Ansprü-

che an die Klägerin abgetreten hat. Zwar ist in erster lnstanz tline Vollmacht der Ehefrau (!

lf) nicht vorgetragen; die familienrechtlichen Verbindungen zwischen f rnd

il.rrem Ehemann f sind jedoch unstreiti{1, Aurch das Berufungsgericht geht davon aus,

dass die Ehefrau des Geschädigten fin Vertretung für ihren Ehemann gehandelt hat'

Eine solche Vertretungsmacht ergibt sich schon aus $ 1357 BGB. lm Übrigen Ist zutreffend

von erster Instanz vermerkt worden, dass die Berufungsklägerin eine wirksame Abtretung

nicht ausrelchend bestritten worden ist. Die Berufungsklägerirrhatte in erster Instanz vorgetra-

gen, dass kein Mietvertrag abgeschlossen worden sei. Hier:zu hat sie dargetan, dass man
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<jern Zedenten zugesichert habe, dass man ihn wegen der firfetwagenkosten keinesfalls in An-

s;pruch nehmen würde, auch dann nicht, wenn der Versicherer des Unfallgegners nicht fÜr die

ges;amten Mietwagenkosten aufkommen würde. Hierfür wurde von Berufungsklägerseille Zeu-

genbeweis angetreten. Das Ausgangsgericht hat mit Recht keine Veranlassung für die Erhe'

bung des Beweises gegehen, da die von Berufungsklägerseiter insoweit aufgestellte Behaup-

tung zu unsubstantiiert ist, als dass sle als Tatsachengrundlage für einen zulässigen Beweis

dienen körrnte Es ist unklar, wer wann und wo solche angeblichen Zusagen, wie vort Beru-

fungsklägerseite behauptet, gemacht haben soll.

:2. Das Ausgangsgericht hat sich zutreffend auf den Normaltarif der Schätzgrurrdlage

"Sc;hwacktrliste" gestülzt. Auch dies ist nach Auffassung der l3erufungskammer nicht zu be-

ianstanden.

l)ier Bemessung der Höhe des Schadensersatzanspruches ist in erster Linie Sache det; nach

i$ 2137 ZPO besonders freigestellten Tatrichters. Dies hat das Lrandgericht Dresden wie hier in

'rergleichbaren Fällen stets vertreten. Diese Rechtsauffassung teilt auch der Bundesgerrichts-

lrof und das Oberlandesgericht Dresden - zuletzl in der Entscheidung vom 31 .07.2013, Az.:7

tJ 1 952/12, wie von Berufungsbeklagtenseite vorgolegf wurde.

Da,r; Berufungsgericht hat rechtlich nur zu überprüfen, ob der Tatrichter erhetrliches \brbrln-

gen der Peuteien unberücksichtigt gelassen, Rechtsgrundsätze der Schadensbemessung ver-

l<arrnt, wesentliche Bemessungsfaktoren außer Betracht gelassen oder seiner Schätzung un-

rryicrhtige lWaßstäbe zugrunde gelegt hat.

Dier Art der Schätzgrundlage gibt, was die Berufungsiklägerin verkennt, S 287 FO nicht vor.

Dier Schadenshöhe darf lediglich nicht auf der Grundlage falscher oder offenbar unsaclrlicher

llrvvägungen festgesetzt werden und ferner dürfen wesentliche die Entscheidungen bedingen-

rje Tatsachen nicht außer Acht bleiben. Auch darf das Gericht in für die Streitentscheidung

;zentralen Fragen auch auf Sachlage unerlässlich fachliche Eirkenntnisse nicht verzichten.

(31€,ichwohll können in geeigneten Fällen Listen oder Tabellen beri der Schadensschätzung Ver-

r,verdung frnden ( (vgl.Senatsurteile vom 11.t{arz 2008 - VIA 164107, VersR 2008, 699, Rn.

tl rrnd vorn 14. Oktober 2008 - M ZR 308107, VersR: 2008, 17'06, Rn.22,zuletztBundesge-

richtshof, LJrteil vom 18.12.2012, Az.: VIZR 316/11 m.w.N.). Dern gemäß hat der 6. Zvilsenant

rlesr Bundesgerichshofes mehrfach ausgesprochen, dass der'fatrichter in AusÜbung cies Er-

lressens nach S 287 ZPO den "Normaltarif' r;runrJsätzlich auch auf der Grundlacre des

"Sc;hwacke^Mietpreisspiegels" in maßgebenden Poslleitzahlengebiet (ggf. mit Sachverständi-
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gBrberatung) ermitteln kann (BGH Urteile vom 9. l/ai 2006 - !1 ZR 1171O5, VersR 2006,f86,

Rrr. 6; vom 30. Januar 2OO7 - Vl ZR 99/06, VersR 2AO7 ,516, Fln' B; vom 12' Juni 2007 - Vl ZR
_ .r.i-jwi

1lii1/06, \/ersR 2OO-. , 1144,1145; vom 24. Juni 2OO8 - Vln 234107, VersR 2008' 1370' Rh: '#'" '
und vom 18. rvrat zolo -vtZR 2e3l08, VersR 2010, 1054, Rn. 4-). "lt3üL---'
Der Bunrjesgerichtshof hat auch die Schätzung auf der Grundlage des "Schwacke-Mietpreis-

spiegels 2006" grundsätzlich nicht als rechtsfehlerhaft erachtet, obwohl gerade die Anwen-

dung dieser Liste vehement bekämpft wird (BGH Urteile vom 1 1. \rbrz 2008 - M ZR 1641Q7;

v,rm 1g. Januar 2O1O - Vl ZR 112l}g, VersR 2O1O,494 uncl vom 2. Februar 2010 - Vl ZR

lggio8, \/ersR 2010, 545 sowie - VIZR 7/09, VersR 2O1O,6133), was jedoch nicht bedeutet,

dass eine Schätzung auf der Grundlage anderer Listen oder Tabellen, wie etwa der sogenann-

ttin Fraunhofer Liste oder einer Schätzung nach dem arithmetischen Mittel beider l&trkterhe-

bung ( src OLG Saarbrücken SVR 2010, 103; zuletzt LG Arnsberg, Urtoil vom 26.02.2013, Az':

5 S 46/1 1) grundsätzlich rechtsfehlerhaft wäre.

Die Eignung von Listen und Tabellen, die bei der Sclradensschätzung Venruendung finrien kön-

nen, bedarf nur der K[ärung, wenn mit konkreten Tatsachen etufgezeigt wird, dass geltend ge-

nrachte lMängel der Schätzgrundtage sich auf den zu entscheidenden Fall erheblichen Umfang

aruswirken (BGH, Urteile vom 11. lr/arz 2008 - Vl ZF' 164107, aaO, Rn. 9; vom 14. Cktober

ZI0OB - Vl ZR gOBlOT . aaO, Rn. 19 und vom 2. Februar 2010 - \4 ZR 139/08, aaO, Rn. 2:5 sowle

-MZR7lO9,aaO, Rn. 19).

3i. Solche Mängel zeigt die Beklagte nicht auf. Das Gericht sieht keine Erhebungsfehler bei

cler Beschaffung derjenigen Daten, die Eingang ln dr:r Liste gefunden haben.

l\ber auch aus den von der Beklagten mit Schriftsatz vom 25lJ22013 vorgelegten Interrnetaus-

clrucken (dort als Anlage B 1) lassen slch kelne konl<reten Tatsachen ableiten, dle slcl'r auf den

zlu entsc;heidenden Fall erheblich auswirken.

l(.onkrete h/idngel werden nicht bereits <iadurch atfgezelgt, dass Aternativangebote aus dem

Internet vorgelegt werden, die im Preis deutlich niedriger sind als die der Schwack+Liste

(ICLG Koblenz, Urteil vom 24.01.2011, Az.'. 5 U 4012009).

Gegen clie Vergleichbarkeit dieser Internetpreise spricht bereits, dass es sicir dabei um einen

Ijiondernnarkt handelt, der nicht ohne Weiteres mit dem allgemeinen regionalen Mir:twagen-

nrarkt vergleichbar ist (Bundesgerichtshof, Urteil vom 02.02.2010, ZR 712009' VersR 2O1O,

fii45; OLG Karlsruhe NÄ/ 201O, 472).
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t" Diei vorgelegten lnternetotferten betreffen nicht den tatsächlichern Anmietezeitpunkt O4-Q'4.2O12

i.abi:i 20.Q4.2012, sondern andere Zeiträume, so dass bereits nicht sicher festgestellt urerden

,,' kann, dass der Geschädigte nach dem Unfall auf ein Fahrzeug zu diesem Preis hätte zurÜck-

grraifon können (vgl. zum Beispiel OLG Karlsruhe NA/2010, 472: ALG Köln Nä/ 2O1O,1M)-

D:1s entwertet die Aussagekraft erheblich, weil es naheliegt, class Verfügbarkeit und Preis ei-

nes Mietvragens vom jeweiligen Anmiotzeitpunld abhänge. Problematisch ist auch - ciie lnter-

nertausdrucke sind insoweit nicht wirklich aussagekräftig, ob die sonstigen realen tsedingungen

für die Anmietung mit denen der erfolgten Anmietung identiscir waren (Angebot oder tzrtsächli-

cfre Verfügbarkeit),

Sr:,lbst w€:nn für die Anmietung im konkreten Fall die Einschränkungen ohne Bedeutungt wären,

w,ail die Vbraussetzungen im konkreten Fall erfullt oder erfütlbar werden, so sterht dies den vor-

belzeichnreten Ausführungen nicht entgegen. Es kommt nicht darauf an, ob über irgend eine ln-

ternetbuchung im konkreten Fall eine Anmietung günstiger ge\&'esen wäre. Das dürfte nahezu

in allen Frällen möglich sein, sondern ob durch die Vorlage von Screenshot die Selbstgrundla-

ger für den konkreten Fall insgesamt in Frage gestellt wird D:rbei spielt unabhangig vom Ein-

zelfall alle realen Bedingungen eine Rolle, die Einfluss auf den Wert der Schätzgrundlage ha-

ben können. Das Landgericht Köln hat hierzu in seiner Entscheidung vom 13.06.201 2 - Az; 13

S 340/11 - zutreffend ausgeführt, dass auch der Bundesgerichtshof keinon Rechtssatz aufge'

stellt habe, wonach allein die Berhauptung einer günstigen Anmietmöglichkeit dazu führe, dass

von einer Schätzungsmöglichkeit kein Gebrauch zu machen wäre. Der Beklagten oblege es,

ihren ent:sprechenden Sachvortrag gegen die Tauglichkeit der herangezogenen Liste zu bo'

weisen. Der insoweit einzig angetretene Sachverstärrdigenbernreis sei indes ersichtlich untaug-

licrh. Gleic;hes gilt für den vorliegenden Fall.

DLes Auffassung vertritt auch clie erkennende Kamnrer. Aufgirbe elnes Sachverständigen ist

e$, aufgrund seines Fachwissens Wertungen und Schlusslblgerungen aus vorgogebenen

Ti,Ltsachen zu ziehen und nicht der Ausforschung zu dienen.

4. Ein Abzug für Eigenersparnisse brauchte aucl-r nicht vorgenommen werden, woil die G*

s r:hädigte jeweils ein klassenniedrigeres Fahrzeug angem ietet hatte'

Dieser Auffassung ontspricht der obergerichtlichen Rechtspre:chung (BGH VersR 2013ft3A:

OLG Celle, VersR 1994, 741 f .:, NJW-RR 2Q12,802, 805; OLG Nürnberg, r+s 1994, 456, 457;

OLG Frankfuft am tvlain, OLG-Report 1995, 3, 5; 11395, 175, 176; OLG Hamm, VerslL 1999,

76i9, Sp 2ooo,384; OLG Stuttgart, VersR 2009, 1680, 1682; Erman/Ebert, BGB, 13. Arfl'' S
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249 Rn. 106; MÜnchKommBGB/Oetker, 6, Allfl', S 249 Rn. 441; Paland

4ufl., $ 249 Rn, 36; Buschbell/Buschbell, NIAH Straßenverkehrsrecht, 3' Aufl',

Geigel/Knerr, Der Haftpflichtprozess,26. Aufl., Kap 3 Rn. Sl1; Notthoff, VersR

1017). Diese Auffassung geht von der Erwägung aus, dass derr Geschädigte
..,,:"CCnEil

rrrhtigt ist, einen gleichwertigen Ersatzwagen anzumieten (B(3H, Urteil vom 17 .03'1970 - Aä$fo'io

\4 fr, 108/68; Versicherungsrecht 1970, 547; Urteil vom 02.03.1982 - Az.: Vl ZR 35/80, Versi-

cherungsrecht 1982, 548, 549). Mete er gleichwohl ein einfaches Fahrzeug an, widerspreche

erin Ersparnisabzug der Billigkeit, weil der Schädiger so in doppelter Weise entlastel- würde.

Das Gericht schließt sich dieser Autfassung ebenso an'

t;. Auch ist nach Auffassung der Berufungskammer nicht zu beanstanden, dass das Aus-

k:unftsgericht den Tagestarif zugrunde gelegt hat, da die Reparaturdauer zum Zeitpr.rnkt der

l\nmietung nicht ersichtlich war.

Dle hiergegen von Berufungsklägerseite vorgebrachten Einwe,ndungen können auch hier nicht

greifen.

Dr. jur. Schmitt
Vorsitzender Richter am

Landgericht

Kremz
Richterin am Landgericht

lvlaier

Richter am Landgericrht
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Sc h laqworte U rtei lsdaten ba n k

n Anmietung außerhalb Öffnungszeiten

r Aufklärungspflicht Vermieter

I Pauschaler Aufschlaq für Unfallersatz
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Direktverm ittlung

EE Eigenersparn is-Abzug

Erkundigu ngspflicht

Geringfüg igkeitsgrenze

Zusatzfahrer

Schwacke-M ietpreisspiegel

F ra u n hofer-M ietpreisspiegel

Gutachten

Mietwagendauer

NA Nutzungsausfall

Rechtsanwaltskosten

Zugänglichkeit

Haftu n gsred uzieru n gA/ersicheru n g

Rechtsd ienstleistu ngsgesetz

Bestimmtheit der Abtretung

il Selbstl'ahrervermietfahrzeug

Zeuge ngeld

Grobe Fahrlässigkeit

Schad enminderungspflicht

WettbewerbsrechU-verstoß

Zustellung/Abholung

Winterreifen

Navigertion

Automatik

Anhängerkupplung

Fah rsc;hulausrüstung

Kein lVlittelwert Frau n hofer-Schwiacke

M ittelurert Frau n hofer-Schwacke

U nfallerrsatztarif

Anspruchsgrund

Sonstir;es

!
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